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SO
"Photovoltaik-Freiflächenanlage"

GRZ 0,66
HA 4 m üGOK

SO
"Photovoltaik-Freiflächenanlage"

GRZ 0,66
HA 4 m üGOK

Sonstiges Sondergebiet mit Zweckbestimmung:

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 3 ff. sowie
§ 11 (1) und (2) BauNVO) 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB und § 16 BauNVO)  

GRZ 0,66 Grundflächenzahl, als Höchstmaß (§ 19 BauNVO; vgl. Teil B 2.1)

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes (§ 9 (7) BauGB)

III. DARSTELLUNGEN OHNE NORMCHARAKTER / HINWEISE:

Vorhandene Gebäude

Vorhandene Flurstücksgrenze

Flurstücksbezeichnung

HA 4,0 Höhe baulicher Anlagen in Metern über Geländeoberkante (GOK), 
als Höchstmaß, Bezugspunkt: vorhandenes Gelände
(§ 18 BauNVO; vgl. Teil B 2.2 und 4.1)

3. Baugrenzen (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB)  

Vorhandene Flurgrenze

Planzeichenerklärung

Vermaßung der Abstände in Meter10

Plangrundlage

SO
Photovoltaik-Freiflächenanlage (vgl. Teil B 1.1 und 1.2)

27
 1

z.B.

Gemeinde Embsen

Landkreis Lüneburg

Übersichtskarte mit der Abgrenzung des Geltungsbereichs (1 : 25.000)

© 2026

Planverfasser: 
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Ferdinand-Beit-Straße 7b
20099 Hamburg

Alle Maße sind in Meter angegeben

Teil A: Planzeichnung
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Baugrenze (§ 23 BauNVO)

II. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN

I. FESTSETZUNGEN

8. Sonstige Planzeichen

Teil B: Textliche Festsetzungen
I.

1.

1.1

1.2

1.3

2.

2.1

2.2

3.

3.1

3.2

4.

4.1

PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 11 Abs. 1 und 2 BauNVO)

Das Sonstige Sondergebiet (SO) mit der Zweckbestimmung 
„Photovoltaik-Freiflächenanlage“ dient der Unterbringung einer 
Photovoltaik-Freiflächenanlage sowie der zugehörigen Nebenanlagen und technischen 
Einrichtungen für den Aufbau, die Wartung und den Betrieb der Anlagen.

Im Sonstigen Sondergebiet (SO) mit der Zweckbestimmung 
„Photovoltaik-Freiflächenanlage“ sind solche Anlagen zulässig, die im technischen und 
sachlichen Zusammenhang mit der Herstellung der Photovoltaik-Freiflächenanlage stehen, 
insbesondere:

Das Sonstige Sondergebiet (SO) mit der Zweckbestimmung 
„Photovoltaik-Freiflächenanlage“ ist zeitlich begrenzt auf 30 Jahre ab Inkrafttreten des 
Bebauungsplanes. Die getroffenen Festsetzungen des Bebauungsplanes sind gem. § 9 Abs. 
2 Nr. 2 BauGB bis zu der endgültigen Beendigung der Nutzung zur Stromerzeugung 
begrenzt. Der Rückbau der Freiflächen-Photovoltaikanlage und der Nebenanlagen hat 
landschaftsgerecht innerhalb von 6 Monaten nach der endgültigen Beendigung der Nutzung 
zur Stromerzeugung zu erfolgen. Als Folgenutzung wird Fläche für Landwirtschaft 
festgesetzt.

Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 ff. BauNVO)

Im Sonstigen Sondergebiet (SO) mit der Zweckbestimmung 
„Photovoltaik-Freiflächenanlage“ entspricht die festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) von 
0,66 der maximal zulässigen Grundfläche. § 19 Abs. 4 S. 2 BauNVO gilt nicht.

Unterer Bezugspunkt für die maximal zulässige Höhe der baulichen Anlagen (bis zu 4 m 
über Geländeoberkante - GOK) ist die gemittelte natürliche Geländeoberkante üNHN am 
Standort der jeweiligen Anlage.

Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Der Mindestabstand zwischen Modulunterkante der Photovoltaikmodule und GOK beträgt 
0,8 m.

Die unversiegelten Sondergebietsflächen einschließlich der Flächen unterhalb der 
Modultische der Photovoltaikanlagen sind zu Grünlandflächen zu entwickeln. Dies ist mit der 
Ansaat einer artenreichen regionalen Wiesenuntersaat sicherzustellen. Die Grünlandflächen 
sind dauerhaft extensiv zu pflegen und zu erhalten.

Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Immissionen (§ 
9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Die Modultische der Freiflächen-Photovoltaikanlage sind mit einem Azimutwinkel von 190° 
bezogen auf Nord = 0° und einer Neigung von 20° zu errichten. Andere Ausrichtungen und 
Neigungen sind zulässig, wenn gegenüber den vorgenannten Werten keine stärkere 
Blendwirkung der Verkehrsteilnehmer oder sonstiger schutzbedürftiger Nutzungen 
hervorgerufen wird.

ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN  (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 84 NBauO)

Höhenüberschreitung durch Einzelantennen (§ 84 Abs. 3 Nr. 4 NBauO)
Ausnahmsweise Überschreitungen der festgesetzten maximalen Höhen baulicher Anlagen 
über GOK können für Blitzableiter um bis zu 9 m und für technische Anlagen zur 
Überwachung (Masten) um bis zu 3 m zugelassen werden.

Einfriedungen (§ 84 Abs. 3 Nr. 3 NBauO)
Als Einfriedung der Sonstigen Sondergebiete (SO) mit der Zweckbestimmung 
„Freiflächen-Photovoltaikanlage“ sind nur Stabgitter- und Maschendrahtzäune mit einer 
Höhe von maximal 2,5 m und der Farbe grün zulässig. Streifenfundamente sind 
unzulässig.

HINWEISE

Archäologische Bodenfunde, Kulturdenkmale
Es gilt § 14 des Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes.
Sollten bei den geplanten Bau- oder Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde 
(das können u.a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacke sowie 
auffällige Bodenverfärbungen und Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher 
Funde) gemacht werden, sind diese meldepflichtig und müssen beim Archäologischen 
Museum Hamburg, das für die Samtgemeinde Ilmenau die fachlichen Aufgaben der 
Unteren Denkmalschutzbehörde wahrnimmt, gemeldet werden.

Kampfmittel
Sollten bei Erdarbeiten Kampfmittel (Granaten, Panzerfäuste, Minen etc.) gefunden 
werden, ist umgehend die zuständige Polizeidienststelle, das Ordnungsamt oder das 
Kampfmittelbeseitigungsdezernat zu benachrichtigen.

Schutz des Mutterbodens
Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen sowie bei 
wesentlichen anderen Veränderungen der Erdoberfläche ausgehoben wird, ist in 
nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen.

Altlasten
Sollten während der Bauarbeiten schädliche Bodenveränderungen, Altlasten oder 
altlastverdächtige Flächen im Sinne des Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG) 
festgestellt werden, sind auf Grundlage von § 1 des Niedersächsischen 
Bodenschutzgesetzes (NBodSchG) die zuständige Behörde und deren Beauftragte zu 
informieren.

Bodenschutz
Maßnahmen des vorsorgenden Bodenschutzes bei Baumaßnahmen ergeben sich aus DIN 
19639. Die standort- und maßnahmenspezifischen Vermeidungs- und 
Minderungsmaßnahmen werden gemäß DIN 19639 Inhalt eines zu erstellenden 
Bodenschutzkonzeptes. Bodenverdichtungen sind zu vermeiden. Die 
Befahrbarkeitsgrenzen gem. DIN 19639 sind zu beachten. Die Durchlässigkeit des Bodens 
ist in unbebauten Bereichen nach baubedingter Verdichtung wieder herzustellen.

Es gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 01.11.2017, die zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist.

Präambel
Aufgrund des § 1 (3) und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) i.V.m. dem § 58 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Gemeinderat der Gemeinde Embsen i.d.N. den Bebauungsplan 
Nr. 26 "Solarpark Oerzen-Nord" bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und den Textlichen Festsetzungen (Teil B) 
als Satzung beschlossen.

Embsen i.d.N., den __________         __________     Bürgermeister

Aufstellungsbeschluss (§ 2 (1) BauGB)

Der Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplans "Solarpark Oerzen-Nord" wurde am XX.XX.XXXX vom 
Gemeinderat der Gemeinde Embsen gefasst. Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses erfolgte 
durch Abdruck im Amtsblatt für den Landkreis Lüneburg am XX.XX.XXXX.

Embsen, den __________         ______________     
      Gemeindedirektor

Plangrundlage

Kartengrundlage:             Liegenschaftskarte (ALK), Gemarkung Oerzen, Flur 1 
Maßstab:                          1:4.000
Quelle:                              © 2026 GeoBasis-DE/LGLN 2026
Herausgeber:                   Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen (LGLN)
                                         www.lgln.niedersachsen.de 

Angaben und Präsentation des amtlichen Vermessungswesens sind durch das Niedersächsische Gesetz über das 
amtliche Vermessungswesen (NVermG) sowie durch das Gesetz über Urheberrecht und verwandte Schutzrechte 
(Urheberrechtsgesetz) gesetzlich geschützt.

Die Verwertung für nichteigene oder für wirtschaftliche Zwecke und die öffentliche Wiedergabe von Angaben des 
amtlichen Vermessungswesens und von Standardpräsentationen ist nur mit Erlaubnis der zuständigen Vermessungs- 
und Katasterbehörde zulässig. Keiner Erlaubnis bedarf

1. die Verwertung von Angaben des amtlichen Vermessungswesens und von Standardpräsentationen für Aufgaben 
des übertragenen Wirkungskreises durch kommunale Körperschaften,

2. die öffentliche Wiedergabe von Angaben des amtlichen Vermessungswesens und von Standardpräsentationen 
durch kommunale Körperschaften, soweit diese im Rahmen ihrer  Aufgabenerfüllung eigene Informationen für Dritte 
bereitstellen (Auszug aus § 5 (3) NVermG).

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich bedeutsamen 
baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom 23.02.2026). Sie ist hinsichtlich der 
Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei.

Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

Lüneburg, den __________    ______________ 
    Gemeindedirektor

     

     
Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 (2) BauGB)

Der Gemeinderat der Gemeinde Embsen hat in seiner Sitzung am __________ dem Entwurf des Bebauungsplanes 
mit örtlicher Bauvorschrift und der Begründung einschließlich Umweltbericht zugestimmt und die Öffentliche 
Auslegung gemäß § 3 (2) BauGB beschlossen. Ort und Dauer der Öffentlichen Auslegung wurden am __________ 
ortsüblich bekanntgemacht. 

Der Entwurf des Bebauungsplanes mit örtlicher Bauvorschrift und der Begründung einschließlich Umweltbericht 
haben vom __________ bis zum __________ gemäß § 3 (2) BauGB öffentlich ausgelegen.

Embsen, den __________         ______________      
        Gemeindedirektor

Satzungsbeschluss (§ 10 (1) BauGB)

Der Gemeinderat der Gemeinde Embsen hat den Bebauungsplan mit örtlicher Bauvorschrift nach Prüfung der 
Stellungnahmen gemäß § 3 (2) BauGB in seiner Sitzung am __________ als Satzung gemäß § 10 (1) BauGB sowie 
die Begründung einschließlich Umweltbericht i.V.m. der zusammenfassenden Erklärung gem. § 10a 1) BauGB 
beschlossen.

Embsen, den __________         ______________      
        Gemeindedirektor

Inkrafttreten (§ 10 (3) BauGB)

Gemäß § 10 (3) BauGB ist der Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes mit örtlicher Bauvorschrift am 
__________im Amtsblatt des Landkreises Lüneburg Nr. _____ bekanntgemacht worden. Der Bebauungsplan mit 
örtlicher Bauvorschrift ist damit am __________ in Kraft getreten.

 
Embsen, den __________         ______________      

        Gemeindedirektor

     
Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften (§§ 214 und 215 BauGB)

Innerhalb von einem Jahr nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes mit örtlicher Bauvorschrift sind
- die beachtliche Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften,
- die beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des  
  Flächennutzungsplanes,
- beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

beim Zustandekommen des Bebauungsplanes nicht geltend gemacht worden.

 
Embsen, den __________        _____________      

      Gemeindedirektor

Photovoltaik-Module;
Befestigung der Photovoltaik-Module auf und im Erdboden; 
technische Einrichtungen und Anlagen zum Betrieb der Photovoltaikanlage;
Transformatoren-Stationen;  
unterirdische Leitungen und Kabel; 
die für die Erschließung und Wartung des Gebietes erforderlichen Wege und Stellplätze;
Einrichtungen und Anlagen für Wartung, Instandhaltung und Pflege der 
Freiflächen-Photovoltaikanlage; 
Einrichtungen und Anlagen für die Sicherheitsüberwachung der 
Freiflächen-Photovoltaikanlage; 
Einfriedungen durch Zaunanlagen mit Toren;
Löschwasserentnahmestellen.
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Wald außerhalb des Geltungsbereichs

Waldabstand 

Bebauungsplan Nr. 26
"Solarpark Oerzen-Nord"

.

Vorentwurf zur Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 (1) BauGB
sowie Behördenbeteiligung gem. § 4 (1) BauGB

Stand: Juni 2026

mit örtlichen Bauvorschriften
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Teil B: Textliche Festsetzungen Verfahrensvermerke
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